
der Sachverständigenrat 
der Wirtschaftsweisen be-
scheinigt: „Erst durch die 
Schaffung langfristig tragfä-
higer öffentlicher Haushalte 
erarbeitet sich der Staat 
die Manövriermasse, um in 
einem konjunkturellen Ab-
schwung die richtigen Maß-
nahmen zu ergreifen und 
langfristig wachstumfsför-
derliche Ausgabenkatego-
rien dauerhaft zu erhalten 
und auszubauen. Dies ist 
der Finanzpolitik größten-
teils gelungen, sodass an-
ders als im letzten wirt-
schaftlichen Abschwung 
jetzt die automatischen 
Stabilisatoren voll zur Gel-
tung kommen könnten.“ 

D i e  C D U / C S U -
Bundestagsfraktion ist der 
Garant für wirtschaftliche 
Vernunft.  Wir haben 
Deutschland aus der Re-
zession in den Boom gehol-
fen und führen es nun si-
cher durch die Krise.  

Ihr und Euer 

Liebe Parteifreunde, liebe 
Mitstreiter, sehr geehrte 
Damen und Herren! 

Mit dem Bundeshaushalt 
2009 antworten wir auf die 
Herausforderungen durch 
die Finanzmarktkrise. Er 
leistet einen Beitrag dazu, 
dass wir gestärkt aus ihr 
herauskommen können. 
Insgesamt liegt das Volu-
men des Haushalts bei 290 
Milliarden Euro, insbeson-
dere die Investitionen des 
Bundes werden auf 27,2 
Milliarden Euro aufge-
stockt. Allein in die Ver-
kehrsinfrastruktur investie-
ren wir im kommenden 
Jahr über eine Milliarde 
Euro zusätzlich. Darüber 
hinaus schaffen wir mit 
Verpflichtungsermächtigun-
gen von über vier Milliarden 
Euro die rechtlichen Vor-
aussetzungen für weitere 
Infrastrukturinvestitionen. 
Auch die Ausgaben für For-
schung und Entwicklung 
werden um weitere 200 
Millionen Euro erhöht. 

Familien werden durch die 
Anhebung des Kinderfrei-
betrags und des Kindergel-
des um deutlich mehr als 
zwei Milliarden Euro entlas-
tet. Gleichzeitig reagieren 
wir mit dem Haushalt auf 
die weltweite Finanzmarkt-
krise: Das geplante Investi-
tionsprogramm sowie die 

weitere Absenkung der Bei-
träge zur Arbeitslosenversi-
cherung entlasten die Bür-
gerinnen und Bürger und 
stärken damit die Inlands-
nachfrage. Zudem helfen 
wir der Wirtschaft und sti-
mulieren die Konjunktur.  

Trotz der weltweiten Fi-
nanzmarktkrise halten wir 
an dem Ziel eines ausgegli-
chenen Haushalts fest. 
Gleichzeitig zwingt uns die 
globale Wirtschaftskrise zu 
Korrekturen: Wir nehmen 
über vier Milliarden an 
Steuern und über 2 Milliar-
den Euro an Privatisierun-
gen weniger ein, als ur-
sprünglich geplant. Die not-
wendigen Mehrausgaben 
zur Stabilisierung der Kon-
junktur und des Finanzsys-
tems sind gut investiertes 
Geld. Insgesamt liegt damit 
jedoch unsere Neuver-
schuldung bei 18,5 statt 
10,5 Milliarden Euro, die 
ursprünglich geplant waren. 
Zum Vergleich: 2005 hatte 
die Neuverschuldung noch 
31,2 Milliarden Euro betra-
gen. Das zeigt die großen 
Erfolge unserer bisherigen 
Konsolidierungspolitik. Sie 
eröffnet uns nun in der Kri-
se wichtigen Handlungs-
spielraum, wie uns auch 

Editorial 

Dr. Michael Luther MdB 

Informationen aus Berlin, Dresden  
und der Region  

Ausgabe 11/2008 
02.12.2008 
   

POLITIK AKTUELL  

In dieser Ausgabe:  

„Beschäftigungssicherung 
durch Wachstumsstärkung"  

2 

Finanzsystem besser regu-
lieren – Krisenanfälligkeit 

2 

Erbschaftssteuerreform 3 

PISA beweist: Union ist 
die Bildungspartei  

5  

Sächsische Union grün-
det Initiative Zukunft 

5 

Interview mit  
Rainer Dietrich 

6 

Aktuelles von der CDU-
Stadtratsfraktion  
Zwickau  

7 

Neuwahl des Fraktionsvor-
standes 

7 

Impressum &  
Termine 

8 

 



Seite 2 

BERLIN AKTUELL  
DIE CDU IM BUNDESTAG 

In Anbetracht der weltwei-
ten Konjunkturabschwä-
chung als Folge der ernsten 
Krise auf den globalen Fi-
nanzmärkten ist es eine 
vorrangige Aufgabe, Wachs-
tum und Beschäftigung 
auch weiterhin zu sichern. 
Deshalb hat die Bundesre­-
gierung am 5. November 
2008 das Maßnahmenpa-
ket  „Beschäf t igungs -
sicherung durch Wachs-
tumsstärkung" beschlos-
sen. In erster Lesung wurde 
in dieser Woche das Gesetz 
zur Umsetzung steuerrecht-
licher Regelungen des 
Maßnahmenpakets debat-
tiert.  

• Zum 1. Januar 2009 
soll befristet für zwei 
Jahre eine degressive 
Abschreibung für be-
wegliche Wirtschaftsgü-
ter des Anlagevermö-
gens in Höhe von höchs-
tens 25% eingeführt 
werden.  

• Zusätzlich ist vorgese-
hen, die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme von 
Investitionsabzugsbeträ-
gen und Sonderab-
schreibungen für kleine-
re und mittlere Unter-
nehmen zu erweitern.  

• Außerdem soll die steu-
erliche Absetzbarkeit 
von Aufwendungen für 
Handwerkerleistungen 
ausgeweitet werden.  

• Für PKW mit Erstzulas-
sung ab dem Kabinett-
beschluss vom 5. No-
vember 2008 ist bis 
zum 30. Juni 2009 eine 
b e f r i s t e t e  K f z -
Steuerbefreiung für ein 
Jahr vorgesehen, um die 
Kaufzurückhaltung bis 
zur Klarheit über die 
Umstellung der Kfz-
Steuer auf CO2-Basis 
aufzulösen. Für Fahr-
zeuge, die die Euro -5- 
und Euro-6-Norm erfül-
len, verlängert sich die 
m a x i ­ m a l e  K f z -
Steuerbefreiung auf 
zwei Jahre ab Erstzulas-
sung.  

Weitere Punkte des Kon-
junkturprogramms sind: 

• Mit einem bis Ende 
2009 befristeten Pro-
gramm im Volumen von 
bis zu 15 Milliarden 
Euro soll die Staatsbank 
KfW das Kreditangebot 
verstärken. Dazu soll sie 
bis zu 80 Prozent der 
Haftungsrisiken der kre-
ditgebenden Hausbank 
übernehmen können. 

• Die Geldmittel für das 
C O 2 - G e b ä u d e s a -
nierungsprogramm und 
andere Modernisie-
rungsmaßnahmen wer-
den für die Jahre 2009 
bis 2011 um drei Milli-
arden Euro aufgestockt. 

 

• Die KfW-Infrastruktur-
programme für struktur-
schwache Kommunen 
werden um drei Milliar-
den Euro erhöht. 

• Dringliche Verkehrsin-
vestitionen werden be-
schleunigt: Dazu wird in 
den Jahren 2009 und 
2010 ein "Innovations- 
und Investitionspro-
gramm Verkehr" aufge-
legt. Dazu nimmt der 
Staat in beiden Jahren 
je eine Milliarde Euro in 
die Hand. Gefördert 
werden sollen der Aus-
bau von Schienennetz 
und Wasserstraßen so-
wie der Lärmschutz. 

• Mehr Mittel für die Ver-
besserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur: 
Der Bund stellt den Län-
dern 2009 einmalig 
200 Millionen Euro zu-
sätzlich bereit. 

• Die steuerliche Absetz-
barkeit von Handwer-
kerleistungen bei In-
standhaltungs- und Mo-
dernisierungsmaßnahm
en wird verdoppelt. 
Künftig können bis zu 
1200 Euro im Jahr ab-
gesetzt werden. 

• Die Regierung dringt in 
der EU auf für industrie-
freundlichere CO2 -
Grenzwerte für Autos ab 
dem Jahr 2012. 

 

„Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstärkung"  
• Die Regierung will, dass 

die Mittel der Europäi-
schen Investitionsbank 
(EIB) für Forschungs-, 
Entwicklungs- und Inno-
vationskredite von 7,2 
Milliarden Euro in 2007 
auf zehn Milliarden Euro 
in 2009 aufgestockt 
werden. Damit soll die 
Entwicklung schadstoff-
armer Fahrzeugtechno-
logien gefördert werden. 
Auch die EIB-Mittel für 
den Mittelstand sollen 
erhöht werden, wovon 
kleinere Zuliefererbe-
triebe profitieren sollen. 

• Die KfW stockt ihr Ange-
bot an Beteiligungskapi-
tal auf, damit junge in-
novative Firmen einfa-
cher Finanzierungen 
finden. 

• Das Sonderprogramm 
für ältere und gering-
qualifizierte Arbeitneh-
mer (WegeBau) wird 
flächendeckend ausge-
baut. 

• Mit tausend zusätzli-
chen Vermittlerstellen in 
den Agenturen für Arbeit 
wird die Vermittlung 
kürzlich Gekündigter 
verbessert. 

• Die Bezugsdauer von 
Kurzarbeitergeld wird 
befristet für ein Jahr von 
bisher zwölf auf 18 Mo-
nate verlängert. 
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Finanzsystem besser regulieren – Krisenanfälligkeit reduzieren  
log weiter konkretisiert und 
ausgearbeitet. Die fünf Re-
formgrundsätze lauten: 

• Verbesserung der Trans-
parenz und Rechen-
schaftspflicht,  

• Verbesserung der Regu-
lierung,  

• Stärkung der Integrität 
der Finanzmärkte,  

• Stärkung der internatio-
nalen Zusammenarbeit,  

• Reform der internationa-
len Finanzinstitutionen,  

• Fahrplan für die Umset-
zung des Aktionspro-
gramms.  

Die Ergebnisse des Weltfi-
nanzgipfels sind ein Meilen-
stein in der internationalen 
Finanzgeschichte.  

Endlich bekennen sich die 
führenden Industrienatio-
nen und Schwellenländer 
dazu, künftig Finanzmärkte, 
Produkte und Marktteilneh-
mer einer besseren Kon-
trolle durch Regulierung 
und Aufsicht zu unterwer-
fen.  

Die CDU/CSU -Bundestags-
fraktion dankt der Bundes-
kanzlerin Angela Merkel, 
die schon frühzeitig auf den 
Regelungsbedarf der Fi-
nanzmärkte hingewiesen 
hat, für ihren entschlosse-
nen Einsatz in der aktuellen 
Krise auf nationaler, euro-
päischer und internationa-
ler Ebene und unterstützt 
sie in dem Bemühen um 
eine neue Sicherheitsstruk-
tur der internationalen Fi-
nanzsysteme. 

 

In der vergangenen Woche 
haben die Staats- und Re-
gierungschefs der 20 wich-
tigsten Industrienationen 
und Schwellenländer auf 
dem Weltfinanzgipfel in 
Washington ein umfangrei-
ches Maßnahmenpaket 
beschlossen, um die Risi-
ken für eine Wiederholung 
der derzeitigen Finanz-
marktkrise deutlich zu mini-
mieren. Auf Grundlage von 
fünf Reformgrundsätzen 
wird in den kommenden 
drei Monaten der insge-
samt rund 50 Punkte um-
fassende Maßnahmenkata-
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setzgeber war dabei aufge-
geben, bis zum Ende des 
Jahres 2008 eine Neurege-
lung zu finden. Dass dabei 
Immobilien, privat genutzte 
Einfamilienhäuser ebenso 
wie vermietete Objekte, 
aber auch zu betrieblichen 
Zwecken genutzte Immobi-
lien mit dem so genannten 
Verkehrswert bewertet wer-
den mussten, stellte die 
Koalitionsfraktionen vor 
besondere Herausforderun-
gen.  

Denn der im Vergleich zur 
bisherigen Praxis deutlich 
höhere Wertansatz bei die-
sen Objekten hätte leicht 
dazu führen können, dass 
im Erbfall der überlebende 
Ehegatte oder etwa die 
Kinder, die weiter im elterli-
chen Haus wohnen wollen, 
mit erheblichen Erbschafts-
steuern belastet worden 
wären, die sie im Zweifel 
ohne eine Veräußerung des 
Hauses nicht hätten auf-
bringen können.  

Betriebs- und Unterneh-
menserben hätten eben-
falls mit weitaus höheren 
Erbschaftssteuern rechnen 
müssen, die in vielen Fällen 
zu einer ernsten Belastung 
der Betriebe und damit zu 
einer Gefahr für Arbeitsplät-
ze und Wachstum geführt 
hätten. Die Union hält in 
beiden Fällen eine übermä-
ßige Belastung der Erben 
für nicht hinnehmbar und 
hat dem Koalitionspartner 
in mühsamen Verhandlun-
gen ein sehr vernünftiges 
Ergebnis abgerungen.  

Ehegatten zahlen im Erb- 
und Schenkungsfall auf 
das selbstbewohnte Haus 
oder die selbstbewohnte 
Wohnung unabhängig vom 
Wert keine Erbschaftsteu-
er. Für Kinder gilt das Glei-
che, wenn sie bestimmte, 
großzügig bemessene Woh-
nungsgrößen nicht über-
schritten werden.  

Damit ist die Gefahr, dass 
eine Witwe oder ein Witwer 

oder Kinder aus dem ererb-
ten Haus wegen hoher Erb-
schaftssteuerbelastungen 
vertrieben werden, vom 
Tisch. Im Interesse von Ar-
beitsplätzen und Wachs-
tum haben wir auch für 
Firmenerben eine erfreuli-
che Regelung durchsetzen 
können.  

Unternehmensnachfolger, 
die den übertragenen Be-
trieb mindestens sieben 
Jahre fortführen, erhalten 
einen Abschlag von 85% 
auf die anfallende Erb-
schaftssteuer. Wahlweise 
können sie sich für eine 
vollständige Entlastung 
entscheiden, wenn sie den 
Betrieb mindestens zehn 
Jahre fortführen. 

 

  

Die Verhandlungen waren 
lang und mühsam. Am En-
de hat jedoch die Vernunft 
gesiegt und die Koalitions-
fraktionen haben sich auf 
eine umfassende Reform 
der Erbschaftsteuer ver-
ständigt. Das entsprechen-
de Gesetz wurde diese Wo-
che im Bundestag be-
schlossen.  

Mit der Erbschaftsteuerre-
form werden die Freibeträ-
ge für Ehepartner auf 
500.000 Euro verdoppelt 
und für Kinder auf 400.000 
Euro angehoben.  

Ausgangspunkt weiterer 
Änderungen für Immobilien-
erben und Betriebserben 
war ein Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts, in 
dem es die bisher geübte 
Ungleichbehandlung, Im-
mobilienvermögen im Erb-
fall deutlich niedriger zu 
bewerten als sonstiges Ver-
mögen, etwa Bargeld oder 
Aktien, als verfassungswid-
rig gerügt hatte. Dem Ge-
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Verbraucherschutz für Senioren 

fühlen sich in Verkaufssitu-
ationen vermehrt ausge-
grenzt oder nicht ernst ge-
nommen. Dabei geht es 
nicht nur um ein Handy mit 
großen Tasten oder den 
„Senioren-PC“. An Bahnhö-
fen, im Internet oder in Ein-
kaufszentren wimmelt es 
nur von Anglizismen und 
Wortschöpfungen, die älte-
ren Menschen das Leben 
oft unnötig schwer machen. 
Auch als Kreditnehmer sind 
Senioren unerwünscht: 
Schon ab 60 Jahren wird 
ein Bankdarlehen zur 
Glückssache, Käufe auf 
Raten sind ab 70 Jahren 
nur über Bürgschaften der 
K i n d e r  e r h ä l t l i c h .   
 

leistungen? Wie können 
Verbraucherorganisationen 
mit Information und Bera-
tung die Zielgruppe besser 
erreichen? Was kann und 
muss die Politik leisten, um 
die Verbraucherinteressen 
von Senioren zu stärken?  
 
Diese Fragestellungen will 
die CDU/CSU zusammen 
mit Fachleuten aus Wirt-
schaft, Politik, Verbänden 
und Medien erörtern.  

 

 

 

Im Jahr 2030 wird bereits 
jeder dritte Bundesbürger 
älter als 60 Jahre sein. Da-
mit werden Senioren auch 
als Konsumenten immer 
wichtiger: Schon heute ver-
fügen sie mit 316 Milliar-
den Euro in Deutschland 
über eine hohe Kaufkraft. 
Dabei haben ältere Men-
schen besondere Ansprü-
che an Qualität, Handha-
bung und Beratung. Viele 
W a r e n a n g e b o t e  u n d  
Dienstleistungen stellen 
ältere Verbraucher in ihrem 
Alltag vor große Probleme: 
kaum überschaubare Pro-
duktpaletten, zu komplizier-
te Gebrauchsanweisungen 
und kaum lesbare Beschrif-
tungen. Ältere Menschen 

Umso wichtiger ist es, Seni-
oren als Verbrauchergruppe 
ernst zu nehmen und zu 
stärken. Für die Union ist 
und bleibt Verbraucherpoli-
tik immer auch Seniorenpo-
litik. Es gilt, die digitale, 
sprachliche und finanzielle 
Spaltung der Generationen 
mit Hilfe eines zeitgemäßen 
Verbraucherschutzes zu 
überwinden. Werden Verhal-
tensweisen oder Informati-
onsdefizite der Senioren 
gezielt ausgenutzt, brau-
chen sie daher einen beson-
deren Schutz oder reichen 
die gesetzlichen Vorgaben 
aus? Welche Wünsche und 
Anforderungen stellen älte-
re Menschen an Anbieter 
von Produkten und Dienst-



POLITIK AKTUELL  11/2008 Seite 4 

Die Woche im Bundestag 24. - 28.11.2008 

Zahlen, Fakten, Wissenswertes 
cher Verbesserungen wei-
terhin hoch: Die Lohnstück-
kosten in Deutschland sind 
in den vergangenen acht 
Jahren deutlich gesunken. 
Im Schnitt sind sie seit dem 
Jahr 2000 jährlich um 
2 Prozent zurückgegangen. 
Wichtigster Faktor war eine 
deutliche Steigerung der 
Produktivität um jahres-
d u r c h s c h n i t t l i c h  
4,3 Prozent. Damit hat sich 
die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Industrie 
signifikant erhöht, weil sich 

im gleichen Zeitraum die 
Kosten pro Arbeitsstunde 
im Ausland um 3,6 Prozent 
verteuert haben. Dennoch 
liegen die Lohnstückkosten 
bei uns immer noch auf 
sehr hohem Niveau. Ledig-
lich in vier Ländern ist die 
Produktion derzeit noch 
teurer als in Deutschland. 
Durchschnittlich liegen die 
Produktionskosten im Aus-
land um 7 Prozent unter 
den hiesigen. (Quelle: Insti-
tut der deutschen Wirt-
schaft) 

Reihe politisch bedeutsa-
mer Maßnahmen, wie u.  a. 
die Steuerfreiheit für Leis-
tungen des Arbeitgebers 
zur Verbesserung des allge-
meinen Gesundheitszu-
standes und der betriebli-
chen Gesundheitsförde-
rung sowie die im Koaliti-
onsvertrag vereinbarte Ein-
führung eines sog. optiona-
len Faktorverfahrens bei 
der Lohnsteuer von Ehegat-
ten als Alternative zur bis-
herigen Lohnsteuerklassen-
wahl zur genaueren Zuord-
nung des Splittingvorteils 
auf beide Ehegatten.  

Darüber hinaus wurde er-
reicht, dass die noch im 
Gesetzentwurf vorgesehe-
ne Begrenzung des Vor-

s t e u e r a b z u g s  a u f  
50 Prozent bei nicht-
ausschließlich unternehme-
risch genutzten Firmenfahr-
zeugen entfällt. Die bislang 
vorgesehene Deckelung 
der 30-prozentigen steuerli-
chen Absetzbarkeit von 
Schulgeld wird von 3.000 
Euro auf 5.000 Euro für 
jedes Kind erhöht und die 
steuerliche Absetzbarkeit 
auch bei berufsbildenden 
Schulen gewährt.  

Die im Regierungsentwurf 
enthaltene Verdoppelung 
der strafrechtlichen Verjäh-
rungsfrist von fünf auf zehn 
Jahre für alle Fälle der 
Steuerhinterziehung wird 
nunmehr zielgenau nur bei 
besonders schweren Fällen 

eingeführt. Auch haben wir 
durchgesetzt, dass die 
Steuerbefreiung für Einnah-
men von Gastfamilien, die 
Menschen mit Behinderung 
betreuen, nunmehr umfas-
send geregelt wird. Derarti-
ge Einnahmen werden weit-
gehend steuerfrei gestellt.  

Ebenfalls in dieser Woche 
stand die Wahl des Bun-
desbeauftragten für den 
Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit an. Die 
Amtszeit des Bundesbeauf-
tragten beträgt fünf Jahre. 
Er untersteht der Dienstauf-
sicht des Bundesministeri-
ums des Innern und ist in 
Ausübung seines Amtes 
unabhängig und nur dem 
Gesetz unterworfen.  

Neben dem Bundeshaus-
halt 2009 und dem erb-
schaftssteuergesetzt be-
schäftigte sich das Parla-
ment in dieser Woche mit 
folgenden weiteren The-
men. In zweiter und dritter 
Lesung stand die Verab-
schiedung des Jahressteu-
ergesetzes 2009 an. Die-
ses setzt verschiedene 
Maßnahmen um, die sich 
im Laufe des Jahres aus 
Ger ichtsur te i len ,  EU -
rechtlichen Vorgaben oder 
aus Anregungen von Ver-
waltung und Verbänden 
ergeben haben.  

Neben einer Vielzahl 
„technischer“ Änderungen 
enthält das Gesetz eine 

gungschancen – mit leich-
ten E inschränkungen 
stimmt diese Aussage auch 
weiterhin. So gehen unter 
den Geringqualifizierten in 
D e u t s c h l a n d  n u r 
54 Prozent einer Beschäfti-
gung nach im Vergleich zu 
72 Prozent bei den Fach-
kräften mit Berufsausbil-
dung. Am höchsten ist der 
Beschäftigungsstand unter 
Akademikern, der bei 
85 Prozent liegt. Rechnet 
man den freiwilligen Ver-
zicht auf Erwerbstätigkeit 
z. B. zum Zwecke der Kin-
dererziehung hinein, ver-
stärkt sich die Korrelation 
zwischen Ausbildungsni-
veau und Jobchancen 
noch. Allerdings gibt es 
deutliche regionale Unter-
schiede infolge der unter-
schiedlichen wirtschaftli-
chen Lage. So sind Akade-
miker in Berlin doppelt so 
oft erwerbslos wie in Ham-
burg. Generell sind die 
Chancen in Ostdeutschland 
unabhängig vom Qualifika-
tionsniveau geringer, eine 
Beschäftigung zu finden als 
im Westen. (Quelle: Institut 
der deutschen Wirtschaft) 

L o h n s t ü c k k o s t e n  i n  
Deutschland trotz beachtli-

Zahl der Beschäftigten er-
reicht historischen Höchst-
stand: Im dritten Quartal 
des laufenden Jahres hat 
sich die Zahl der in 
Deutschland Erwerbstäti-
gen auf rund 40,5 Millionen 
erhöht. Das sind 582.0000 
mehr als im Vorjahr und 
entspricht einer Steigerung 
um 1,5  Prozent. Gegenüber 
dem zweiten Quartal 2008 
haben 273.000 Personen 
mehr Arbeit (+0,7  Prozent). 
Damit gehen so viele Men-
schen einer bezahlten Be-
schäftigung nach wie nie 
zuvor in der Geschichte der 
Bundesrepublik. Der An-
stieg der Erwerbstätigkeit 
im Vorjahresvergleich resul-
tierte zum größten Teil aus 
der Zunahme der Arbeit-
nehmer um 1,6  Prozent auf 
36 Millionen. Ausschlagge-
bend hierbei war vor allem 
der Aufbau sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäfti-
gung. Dagegen hat sich die 
Zahl der Selbständigen nur 
leicht erhöht +0,2 Prozent). 
(Quelle: Statistisches Bun-
desamt) 

Bildung verbessert Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt: 
Je besser die Ausbildung, 
desto besser die Beschäfti-

BERLIN AKTUELL  
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PISA beweist: Union ist die Bildungspartei  

Erfreut haben wir die Er-
gebnisse der jüngsten  
PISA-Studie zur Kenntnis 
genommen. Seit der ersten 
Untersuchung im Jahr 
2000 sind in ganz Deutsch-
land gewaltige Anstrengun-
gen zur Verbesserung der 
schulischen Bildung unter-
nommen worden.  

Die neue Studie zeigt, dass 
sich die Anstrengungen 

gelohnt haben und nun 
Früchte tragen: Insgesamt 
haben sich sämtliche Län-
der in allen Bereichen ver-
bessert; die deutlichsten 
Verbesserungen wurden im 
Bereich der Naturwissen-
schaften erreicht. Sachsen 
erreicht weltweit den zwei-
ten Platz hinter Finnland, 
aber auch Bayern, Thürin-
g e n  u n d  B a d e n -
Württemberg erreichen 
weltweites Spitzenniveau. 
Auch bei den Lese- und 
Mathematikkompetenzen 
schneiden die seit Jahr-
zehnten von der Union re-
gierten Länder Sachsen, 
Thüringen, Bayern und Ba-
den-Württemberg über-
durchschnittlich gut ab, 
w ä h r e n d  d a s  S P D -
Stammland Bremen in al-
len Kategorien weit unter-
halb des OECD-Mittelwerts 
landet und nur wenig Ver-
besserungen erkennen 
lässt. Damit unterscheidet 
es sich deutlich von Län-
dern, in denen die Union 
seit dem ersten PISA-Test 
die Regierungsverantwor-
tung übernommen hat: So 

haben sich Hamburg und 
Nordrhein-Westfalen ins 
Mittelfeld vorgearbeitet; in 
den Naturwissenschaften 
hat Sachsen-Anhalt sogar 
eine Verbesserung um 44 
Punkte erreicht.  

Besonders erfreulich ist, 
dass die Abhängigkeit zwi-
schen Bildungserfolg und 
sozialer Herkunft abgenom-
men hat. Auch hier weisen 
die Spitzenreiter Bayern, 
Thüringen und Baden-
Württemberg überdurch-
schnittliche Werte aus. Am 
besten gelingt es Sachsen, 
die Gerechtigkeit bei den 
Bildungschancen herzustel-
len. 

Das zeigt einmal mehr: Wo 
die Union regiert, geht es 
den Menschen besser. Wir 
machen ernst mit unserem 
Anspruch, allen Kindern die 
Chance auf Aufstieg und 
Teilhabe zu geben. Das ist 
Sozialpolitik im besten Sin-
ne! Dagegen sind die auf 
linker Seite geführten Dis-
kussionen über eine Ein-

heitsschule ideologische 
Grabenkämpfe, die den 
Schülerinnen und Schülern 
nicht helfen. 

Diesen Weg werden wir 
weiter gehen, um unser 
Bildungssystem noch stär-
ker zu verbessern und si-
cherzustellen, dass kein 
Kind verlorengeht. 

Sächsische Union gründet Initiative Zukunft Sachsen 

Die Sächsische Union hat 
am 18. November in Mo-
ritzburg die Initiative Zu-
kunft Sachsen (IZS) gegrün-
det. Die Initiative ist Be-
standteil des seit zwei Jah-
ren durchgeführten kom-
munalpolitischen Nach-
wuchsprogramms und führt 
die Absolventen in einem 
Alumni - Netzwerk zusam-
men. Gegenwärtig zählt die 
Initiative ca. 120 Mitglieder 
der ersten beiden Jahrgän-
ge des Nachwuchspro-
gramms. Dem Leitungsgre-
mium gehören neben dem 
Generalsekretär Michael 
Kretschmer MdB fünf Ab-
solventen des Programms 
an. Zum Leiter wurde der 

aus dem Erzgebirge stam-
mende Jörg Markert - Mit-
g l i e d  i m  C D U -
Landesvorstand - be-
stimmt. 

„Die Nachwuchspolitiker 
wollen die Zukunft ihrer 
Heimat selbst mit in die 
Hand nehmen und aktiv an 
der gesellschaftlichen Ent-
wicklung Sachsens teilha-
ben", erklärt Markert die 
Initiative. „Gerade auf kom-
munaler Ebene ist es wich-
tig, dass sich junge und 
erfahrene Menschen mit 
ihrem Wissen und Können 
in die Politik einbringen. 
Das ist das Anliegen der 
Initiative Zukunft Sachsen. 

Durch intensive Kontakte 
zu Wirtschaft, Politik und 
Gesellschaft wollen wir für 
die Menschen vor Ort nach 
Lösungen suchen und die-
se dann in kommunale Ent-
scheidungen einbringen. 
Wenn uns das ein Stück 
weit gelingt, leisten wir für 
die demokratische Kultur in 
unserem Land einen ent-
scheidenden Beitrag", er-
muntert der Leiter der IZS 
zum Mitmachen. 

Die vernetzte Gesellschaft 
erfordere gezielte kommu-
nale Entscheidungen und 
Antworten aus einem Guss, 
ist sich Markert sicher. 
„Viele Probleme, die vor Ort 

bestehen, lassen sich 
durch ein enges Miteinan-
der viel leichter bewältigen. 
Da hilft es, wenn sich die 
verschiedenen Akteure 
untereinander kennen und 
sich gegenseitig unterstüt-
zen", so Markert. Die IZS 
habe sich der Zukunft der 
Heimat, der Zukunft Sach-
sens verschrieben. „Die 
Sächsische Union ist damit 
wieder einmal Vorreiter in 
Sachen zukunftsorientierter 
und vorausschauender 
Politik für Sachsen", freut 
sich Markert. 

Stanislaw Tillich 

Ministerpräsident 

Prof. Dr. Roland Wöller 

Staatsminister  
für Kulltus 
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 Politik Aktuell im Interview mit 

Rainer Dietrich 
Zunächst einmal find ich es 
gut, dass die großen Frakti-
onen die Bürgermeister 
stellen. Das bringt mehr 
Ruhe in das politische Ge-
schehen. Es wird im Vorfeld 
von Entscheidungen viel-
mehr mit den Stadträten 
gesprochen. Der Stadtrat 
wird stärker mit einbezo-
gen. Die Angebote der Bür-
germeister werden von den 
Stadträten auch angenom-
men. Ich spüre deutlich, 
dass die Stadträte an einer 
Problemlösung interessiert 
sind. Das Klima zwischen 
Bürgermeistern und Stadt-
räten hat sich wesentlich 
verbessert—zum Wohle der 
Stadt Zwickau. 

Wie beschreiben Sie Ihr 
Verhältnis zu Oberbürger-
meisterin Pia Findeiß? 

Die Oberbürgermeisterin 
gibt sich viel Mühe mit mir 
als Neuen. Wir haben ein 
kollegiales Verhältnis zuei-
nender und wenn es unser 
enger Zeitplan erlaubt, 
dann reden wir auch viel 
miteinander. 

Was erwarten Sie sich von 
der Stadtratswahl im 
nächsten Jahr? 

Ich erwarte ganz klar, dass 
die CDU stärkste Fraktion 
wird. Ich werde mich dafür 
einsetzten ,dass wir nächs-
tes Jahr bei der Aufstellung 
der Listen für die Stadtrats-
wahl auch ein paar junge 
Leute auf den vorderen 
Plätzen haben. Allerdings 
möchte ich auch keine obe-
re Altersgrenze für eine 
Kandidatur festlegen. Die 
Auswahl von Kandidaten—
auch der bisherigen Stadt-
räte– soll nach Aktivität 
erfolgen. Dabei möchte ich 
auch, dass die Frage: „Wie 
aktiv waren sie bei der Par-
teiarbeit?“ berücksichtigt 
wird. Ich habe manchmal 
das Gefühl, das einige, die 
über die CDU in den Stadt-
rat gekommen sind, das 
gelegentlich vergessen. 

Rainer Dietrich 

Bürgermeister für 
Wirtschaft und Bauen 

der Stadt Zwickau 

Vorsitzender des CDU-
Stadtverbandes  

Zwickau 

Seit 1. Oktober 2008 sind 
Sie Bürgermeister für Wirt-
schaft und Bauen der Stadt 
Zwickau. Wie waren die 
ersten beiden Monate im 
neuen Job? 

Äußerst interessant. Die 
ersten beiden Monate wa-
ren auf alle Fälle anders, 
als ich sie mir vorgestellt 
habe. Zu strategischen Ü-
berlegungen blieb kaum 
Zeit, da viel Papier zu be-
wältigen ist. Dinge, die ich 
will, muss ich den Amtlei-
tern gegenüber sofort an-
sprechen. Ich habe früh 
deutlich gemacht, dass ich 
von der Verwaltung und 
besonders von den Amtslei-
tern,  wissen will wie es 
geht und nicht wie es nicht 
geht. Als Novize in der 
Stadtverwaltung brauche 
ich natürlich die fachliche 
Kompetenz und Erfahrung 
der Amtsleiter. Deshalb ist 
mit ein enger Kontakt zu 
ihnen wichtig. Ein zweiter 
Punkt, den ich ansprechen 
möchte, ist die derzeitige 
enorme Arbeitsbelastung, 
die aber mehrere Ursachen 
hat. Zum einen hat der 
Stadtrat beschlossen die 
Zahl der Bürgermeister von 
vier auf zwei zu verringen. 
Die Arbeit ist dadurch aber 
nicht weniger geworden 
und muss trotzdem ge-
macht werden. Zum ande-
ren führt der „doppelte Um-
zug“ zu einer erheblichen-
Mehrbelastung an Arbeit. 
Damit meine ich, dass wir 
derzeit infolge der Kreisre-
form mit einer Aufgaben– 
und Personalneuordnung 
zwischen der Stadt und 
dem Landkreis beschäftigt 
sind, zusätzlich aber noch 
innerhalb der Stadtverwal-
tung Zwickau mehrere Um-
züge zu bewältigen haben. 

Sie waren 17 Jahre lang 
Geschäftsführer Ihres eige-
nen Unternehmens. Was ist 
für Sie der Unterschied 
zwischen einer Führungs-
position in der Wirtschaft 

und einer Führungsposition 
in der Politik? 

Die Spontaneität ist weg. In 
der Verwaltung ist alles -
zum Beispiel mit Dienstan-
weisungen—geregelt, die 
mir bis dato noch unbe-
kannt waren. Der Ar-
beitsaufwand in beiden 
Tätigkeiten ist jedoch ver-
gleichbar. Der gesunde 
Menschenverstand ist hier 
wie dort gefragt. Damit wer-
den viele Probleme lösbar. 

Was sind Ihre vorrangigen 
Ziele als Bürgermeister in 
den nächsten Jahren? 

Wir haben in der nächsten 
Zeit viele ehrgeizige Bau-
projekte, wie zum Beispiel 
Rathaus, Kornhaus, Stadi-
on und Schwimmhalle, zu 
bewältigen. Mir ist es wich-
tig, dass wir diese in guter 
Qualität, im zeitlichen Rah-
men, und besonders bei 
Einhaltung der vorgegebe-
nen Kosten, durchführen. 
Denn die Kostenfrage ist 
ganz entscheidend. Weiter-
hin werde ich eine Studie 
zu Kreisverkehren in Zwi-
ckau erstellen lassen. Da-
bei sind Kreisverkehre für 
mich überall, außer auf der 
B 93, denkbar. Auf der B 
93 ist es mein Ziel, dass es 
dort in ansehbarer Zeit eine 
grüne Welle gibt. Denn wer 
die B 93 benutzt, der will in 
den meisten Fällen zügig 
durchfahren. Als Bürger-
meister für Wirtschaft hat 
für mich der Erhalt vorhan-
dener Arbeitsplätze Vorrang 
vor der Schaffung neuer 
Arbeitsplätze, denn die Ar-
beitsplatzsicherheit ist ein 
hohes Gut. 

Sie Waren viele Jahre als 
CDU-Stadtrat aktiv. Jetzt 
sind Sie als Bürgermeister 
Teil der Verwaltung. Was 
hat Ihnen der Perspektiv-
wechsel für Erkenntnisse 
gebracht? Wie schätzen Sie 
die Zusammenarbeit mit 
dem Stadtrat ein?  

Sie sind auch Stadtver-
bandsvorsitzender der 
CDU-Zwickau. Im nächsten 
Jahr finden Landtags– und 
Bundestagwahlen statt. Wir 
werden zwei engagierte 
Wahlkämpfe führen müs-
sen, um als CDU deutlich 
stärkste Kraft zu bleiben. 
Was geben Sie der CDU mit 
auf den Weg? 

Den Wunsch nach Ge-
schlossenheit und den Wil-
le zum Sieg. Aber auch die 
Mobilisierung all unserer 
Wähler und das Abschüt-
teln der Politikverdrossen-
heit sind Herausforderun-
gen, denen wir im Wahl-
kampf stellen müssen, um 
klar zu gewinnen. Ich werde 
der CDU im Wahlkampf 
meine ganze Unterstützung 
geben und wünsche uns 
allen Gottes Segen und 
Kraft für die vor uns ste-
henden Aufgaben. 

Herr Dietrich, ich danke 
Ihnen für das Gespräch. 
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Im November stand die 
Fertigstellung und Inbe-
triebnahme des in neuem 
Glanz rekonstruierten 
Schloss Osterstein im be-
sonders Blickpunkt des 
öffentlichen Interesses. 
Viele hatten an die Rettung 
und Wiederauferstehung 
des Schlosses nicht mehr 
geglaubt und in der Vergan-
genheit sogar einen Abriss 
der ruinösen Bausubstanz 
gefordert. Kein Wunder, 
wenn man sich selbst an 
die Bilder des Verfalls zu-
rück erinnert. Einer kleine-
ren Gruppe von Visionären 
ist es vor einigen Jahren 
jedoch gelungen, die Hoff-
nung in die Zukunft des 
Schlosses am Leben zu 
erhalten und gemeinsam 
mit dem Stadtrat den Plan 
zu dessen Rettung zu ver-

wirklichen. Das heute sicht-
bare prachtvolle Ergebnis 
dieses Engagements be-
lohnt und ehrt die an der 
Rettung aktiv Beteiligten 
und erfreut die vielen Spen-
der für den Wiederaufbau 
des Schlosses.  

Die feierliche Übergabe und 
Eröffnung der Senioren-
wohnanlage Schloss Oster-
s t e i n  f a n d  a m  
07.November 2008, fast 
genau zwei Jahre nach der 
Grundsteinlegung, statt.  

Die Seniorenwohnanlage 
wird seither durch die städ-
tische Senioren- und Senio-
renpflegeheim gGmbH pro-
fessionell betrieben und 
bereits zur Eröffnung waren 
nur noch wenige freie Plät-
ze vorhanden.  

Die CDU-Stadtratsfraktion 
hat den Wiederaufbau des 
Schlosses und das Konzept 
für die spätere Nutzung als 
Seniorenresidenz von An-
fang an stark unterstützt 
und damit ihren Teil zur 
Rettung des Schlosses bei-
getragen. Nunmehr gilt es 
sich der Ruine des Korn-
hauses zuzuwenden und 
eine konzeptionelle und 
finanzielle Lösung für die 
Unterbringung der Stadtbib-
liothek in selbigem be-
schlussreif zu erstellen. 
Daran wird derzeit intensiv 
gearbeitet und ich werde in 
meinem nächsten Beitrag 
hoffentlich mehr darüber 
berichten können. 

Dr. Thomas Beierlein 

Fraktionsvorsitzender 

Am 25.September wählte 
der Zwickauer Stadtrat zwei 
beigeordnete Bürgermeis-
ter für die Amtsperiode bis 
2015. Dabei ist es der 
CDU-Stadtratsfraktion ge-
lungen, ihren Fraktionsvor-
sitzenden und erfolgrei-
chen Unternehmer, Rainer 
Dietrich, als Bürgermeister 
für Wirtschaft und Bauen 
durchzusetzen. Aus diesem 
Grunde kam es in unserer 
F r a k t i o n s s i t z u n g  a m  
13.10.2008 zur Neuwahl 
des Fraktionsvorsitzenden 
und weiterer Vorstandspo-
sitionen. Für das Amt des 
Fraktionsvorsitzenden wur-
de Dr. Thomas Beierlein 
vorgeschlagen und in ge-
heimer Wahl einstimmig 
gewählt. Weiterhin wurden 
als weiterer stellvertreten-
der Fraktionsvorsitzender 
Dr. Claus-Steffen Reitzen-
stein und als Beisitzer Ste-
fan Kramer gewählt. 

Der Fraktionsvorstand be-
steht seither aus folgenden 
Personen: 

Dr. Thomas Beierlein  
Fraktionsvorsitzender 

Dr. Claus-Steffen Reitzen-
stein  
stellv. Fraktionsvorsitzen-
der 

Friedrich Hähner -
Springmühl  
stellv. Fraktionsvorsitzen-
der 

Lutz Feustel   
Schatzmeister 

Stefan Kramer  
Beisitzer 

 

Nach Durchführung der 
Wahlhandlungen über-
nahm Dr. Thomas Beierlein 
den Vorsitz und bedankte 
sich herzlich für das große 
ihm entgegen gebrachte 
Vertrauen. Er umriss seine 
Vorstellungen für eine ziel-
strebige und ergebnisorien-

tierte Fraktionsarbeit und 
forderte von den Fraktions-
mitgliedern die dafür not-
wendige Verlässlichkeit und 
Konstruktivität bei der Ab-
arbeitung der anstehenden 
Aufgaben. Sollten auch 
einmal notwendig sein Din-
ge zu kritisieren, dann darf 
es nicht nur bei der Kritik 
bleiben, sondern muss zu 
lösungsorientierten Vor-
schlägen führen. Diese 
Kernaussagen sind Voraus-
setzung für eine erfolgrei-
che Sacharbeit der Fraktion 
bis zur Kommunalwahl 
2009 und darüber hinaus.  

 

Gerald Otto 

Fraktionsvorsitzender 

Aktuelles von der CDU-Stadtratsfraktion Zwickau  

Fertigstellung und Inbetriebnahme Schloss Osterstein  

Neuwahl des Fraktionsvorstandes 

Dr. Thomas Beierlein 

Fraktionsvorsitzender 

Gerald Otto 

Fraktionsgeschäftsführer 
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Termine  Dezember  2008/ Januar 2009 

03.12.08 3. Kreistagssitzung  
  Ort: Sparkassen-Saal 
  Zeit: 17.00 Uhr 

12.12.08 Weihnachtsfeier der Jungen-Union; Ort:  
  Sahnparkstadion/Forsthaus, Crimmitschau, 
  Beginn: 19.30 Uhr 

 

 

06.01.09 Bürgersprechstunde von  
  Dr. Michael Luther im Wahlkreisbüro,  
  Hauptstr. 28 in Zwickau; Zeit: 15.00 bis  
  17.00 Uhr 

17.01.09 Landesvertreterversammlung zur Aufstel-
lung der Landeslisten für Europa-, Land-
tags- und Bundestagswahl; Ort: Dresden; 
Uhrzeit: 9.00 Uhr 

18.01.09 Landtagswahlen in Hessen 


